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„Die politische Gemeinschaft und die Kirche sind auf je ihrem Gebiet voneinander unab-
hängig und autonom. Beide aber dienen, wenn auch in verschiedener Begründung, der 
persönlichen und gesellschaftlichen Berufung der gleichen Menschen. Diesen Dienst 
können beide zum Wohl aller umso wirksamer leisten, je mehr und besser sie rechtes 
Zusammenwirken miteinander pflegen; dabei sind jeweils die Umstände von Ort und 
Zeit zu berücksichtigen." Mit diesen Feststellungen aus dem Kapitel „Politische Gemein-
schaft und Kirche“ in einem der Abschlussdokumente des Zweiten Vatikanischen Kon-
zils vom 7. Dezember 19651 sind die Grundlagen der Aufgaben eines Katholischen Bü-
ros gut umschrieben. Ihre Entstehung in der Nachkriegszeit ist darauf zurückzuführen, 
dass die Kirchen nach der Weimarer Zeit, in der sie über die Zentrumspartei unmittelba-
ren Einfluss auf die Politik hatten, in ihren Einwirkungsmöglichkeiten auf den vorpoliti-
schen Raum beschränkt waren.2 Dabei kann die Etablierung des politischen Beraters 
des Kölner Erzbischofs Joseph Kardinal Frings, Prälat Wilhelm Böhler, zunächst als 
Verbindungsmann zum Parlamentarischen Rat3 und später zur Bundesregierung wie 
auch zur Landesregierung in Düsseldorf als die entscheidende Weichenstellung für ei-
nen institutionalisierten Kontakt zwischen Staat und Kirche angesehen werden.4 Nach 
dessen Tod haben die deutschen Bischöfe auf ihrer Herbstvollversammlung 1958 eine 
Fortsetzung des bislang ganz auf ihn zugeschnittenen Katholischen Büros unter der 
neuen Bezeichnung „Kommissariat der deutschen Bischöfe – Katholisches Büro Bonn“ 
beschlossen.5     
 
Nach der schrittweisen Emanzipation vom Bonner Büro war mit der offiziellen Gründung 
des Katholischen Büros Nordrhein-Westfalen ebenfalls im Herbst 1958 in Düsseldorf 
das erste der sogenannten Länderbüros entstanden. Es nimmt als Vertretung der fünf 
(Erz-)Bistümer in diesem Bundesland die Interessen der Diözesen gegenüber Landtag 
und Landesregierung, den Fraktionen und Parteien, aber auch gegenüber sonstigen 
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gesellschaftlich relevanten Organisationen wie etwa den kommunalen Spitzenverbän-
den, den Arbeitgeberverbänden, dem Handwerk, den Gewerkschaften oder den Medien 
wahr. Katholische wie auch evangelische Büros6 bestehen in der Bundeshauptstadt Ber-
lin wie auch in allen anderen Landeshauptstädten. Die Kernaufgabe des Katholischen 
Büros besteht darin, die gemeinsamen Interessen der (Erz-)Diözesen in Nordrhein-
Westfalen auf den Gebieten der Politik, der Gesellschaft sowie der Landesgesetzge-
bung wahrzunehmen. Ein typisches Arbeitsfeld ist etwa die aktive Begleitung von Ge-
setzesvorhaben des Landtages oder der Landesregierung. Beispielhaft können aus der 
jüngeren Vergangenheit die Mitwirkung an der Änderung der gesetzlichen Grundlagen 
des Bestattungsrechts, des Datenschutzes, des Denkmalschutzes, des Krankenhaus-
rechts, der Kindertageseinrichtungen, der Ladenöffnungen an Sonn- und Feiertagen, 
des Melderechts und des Schulrechts (islamischer Religionsunterricht, Bekenntnisschu-
len, Kopftuchverbot) sowie das neue Körperschaftsstatusgesetz7  erwähnt werden. Be-
vor in derartigen Fällen eine schriftliche Stellungnahme abgebeben wird, erfolgt eine 
inhaltliche Abstimmung mit den Fachverantwortlichen in den fünf (Erz-)Bistümern. Bei 
Gesetzesänderungen von einer gewissen Tragweite schließt sich im Regelfall eine öf-
fentliche Anhörung der zuständigen Ausschüsse des Landtags an, bei der die Aus-
schussmitglieder die Gelegenheit zu Fragestellungen an die Sachverständigen wie z.B. 
auch die Interessenvertreter des Katholischen Büros wahrnehmen.  
  
Neben dem offiziellen und öffentlich wahrnehmbaren Agieren gehören Hintergrundge-
spräche mit Vertretern aus Politik und Verwaltung, mit anderen Worten also eine positiv 
verstandene Netzwerk- oder – wie sie häufig auch genannt wird: – Lobbyarbeit, zum 
Alltagsgeschäft. So gibt es neben der Mitwirkung in offiziellen Gremien auf Landesebe-
ne oder in temporär eingerichteten Arbeitsgruppen einzelner Ministerien regelmäßige 
Kontakte mit den jeweils Fachverantwortlichen der einzelnen Fraktionen oder auch zur 
Erledigung von Routinefragen mit der Arbeitsebene in den Ministerien und der Staats-
kanzlei.  
 
Nicht nur in derartigen Fällen macht die interne Abstimmung einen erheblichen Teil der 
Arbeit aus. In zahlreichen Gesprächs- und Arbeitskreisen, zum Teil gemeinsam mit dem 
Evangelischen Büro und Vertreterinnen und Vertretern der fünf (Erz-)Bistümer und der 
drei evangelischen Landeskirchen, wird versucht, sich auf gemeinsame Positionen zu 
verständigen, die dann gegenüber der Politik vertreten werden. Wenn die Kirchen in ei-
nem zunehmend säkularen gesellschaftlichen und politischen Umfeld überhaupt noch 
angemessen wahrgenommen werden wollen, ist es entscheidend, dass sie ihre Unter-
schiedlichkeiten intern beraten und nach Möglichkeit mit gemeinsamen Positionen nach 
außen treten. Zu diesem Zweck gibt es regelmäßige gemeinsame Dienstbesprechungen 
des Evangelischen und des Katholischen Büros, aber auch im Arbeitsalltag zahlreiche 
ad-hoc-Abstimmungsgespräche, die nicht selten in gemeinsamen Stellungnahmen in 
sogenannten Doppelkopfbriefen oder auch in besonders gelagerten Fällen in gemein-
samen Gesprächen mit politischen Entscheidungsträgern münden. Trotz tendenziell 
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rückläufiger Kenntnisse von den historischen Grundlagen und den staatskirchenrechtli-
chen Zusammenhängen kann man insgesamt von einem respektvollen und generell 
wohlwollenden Verhalten der Politik gegenüber den Kirchen sprechen.  
 
Freilich ist der Beitrag des Katholischen Büros am demokratischen Willensbildungspro-
zess nicht auf die unmittelbare Beteiligung an den politischen Abläufen beschränkt. Ge-
rade in der Hektik des parlamentarischen Alltags suchen viele Abgeordnete nach einer 
Orientierung, nach einem inneren Kompass für ihr Tun. Dabei kann ihnen der Raum der 
Stille im Landtag von Nordrhein-Westfalen eine Hilfe sein, der sowohl für Gäste und Mit-
arbeitende des Landtags offensteht, aber auch den Parlamentariern als Rückzugsmög-
lichkeit dient und sie zu Meditation und Reflektion für ihre Gewissensbildung einlädt. So 
hat der damalige Landtagspräsident im Rahmen seiner Begrüßungsansprache beim 
Festakt zur Eröffnung des Raumes der Stille am 20. Dezember 2011 insbesondere auch 
die Initiative und beharrliche Begleitung dieses Projekts durch die beiden kirchlichen 
Büros hervorgehoben.8 Dabei hat er zu Recht darauf hingewiesen, dass dieser Ort der 
Sammlung nicht religiös bestimmt oder gar konfessionsgebunden ist. Im gleichen Atem-
zug hat er aber betont, dass er natürlich den Glaubensgemeinschaften für Gebet und 
Begegnung offensteht und bei dieser Gelegenheit auf die Landtagsandachten hingewie-
sen, zu der das Evangelische und das Katholische Büro am jeweiligen Donnerstag einer 
Plenarwoche einladen.9   
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